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§ 33 AuBWG 2011 Anerkennung von
Genehmigungen anderer EU-

Mitgliedstaaten

AuBWG 2011 - AuRenwirtschaftsgesetz 2011

@ Berucksichtigter Stand der Gesetzgebung: 23.08.2020

(1) Eine Genehmigung gemaR § 26 ist flr eine Verbringung aus einem anderen EU-Mitgliedstaat Uber das Bundesgebiet
in einen anderen EU-Mitgliedstaat nicht erforderlich, wenn fur diesen Vorgang bereits eine Genehmigung eines
anderen Mitgliedstaates vorliegt und keine Gefahr besteht, dass es zu einer Ausfuhr aus der Europaischen Union im
Widerspruch zu den Genehmigungskriterien gemal dem 2. Hauptstiick kommen kénnte.

(2) Sofern der Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend Kenntnis erlangt, dass es nach einem
Verbringungsvorgang im Sinne von Abs. 1 zu einer Ausfuhr aus der Europaischen Union im Widerspruch zu den
Genehmigungskriterien gemall dem 2. Hauptstiick kommen kénnte, hat er von Amts wegen mit Bescheid eine
Genehmigungspflicht fur den betroffenen Vorgang oder die betroffenen Vorgange festzulegen. Auf diese
Genehmigungen ist § 32 anzuwenden. Vor Zustellung eines Genehmigungsbescheides dirfen der Vorgang oder die
Vorgange nicht durchgefihrt werden.

(3) Hat ein Lieferant, der fur die Durchfihrung einer gemal3 Abs. 1 von einem anderen EU-Mitgliedstaat genehmigten
Verbringung verantwortlich ist, Grund zur Annahme, dass es zu einer Ausfuhr aus der Europdischen Union im
Widerspruch zu den Genehmigungskriterien gemall dem 2. Hauptstick kommen kénnte, so hat er dies dem
Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend zu melden. Diese Meldung ist vor Beginn der Verbringung zu
erstatten, wenn dieser Grund schon zu dieser Zeit besteht, oder unverziglich, nachdem er auftritt.

(4) Der Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend hat den Eingang der Meldung innerhalb von drei
Arbeitstagen schriftlich zu bestatigen. Bis zum Einlangen dieser Bestatigung darf der gemeldete Vorgang nicht durch-
oder weitergefiihrt werden. Sofern der Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend zur begriindeten Annahme
kommt, dass ein Vorgehen gemal Abs. 2 erforderlich sein kénnte, hat er auf diesen Umstand in der Bestatigung
hinzuweisen. In diesem Fall darf der Vorgang nur durchgefihrt werden, wenn nach Ablauf von zwei Wochen nach der
Meldung keine Genehmigungspflicht gemal Abs. 2 vorgeschrieben wurde oder der Bundesminister fir Wirtschaft,
Familie und Jugend schon vorher mitteilt, dass eine Genehmigung nicht erforderlich ist.

(5) Wenn dies zur Verhinderung von Ausfuhren im Widerspruch zu den Genehmigungskriterien gemall dem 2.
Hauptstlck erforderlich ist, hat der Bundesminister fur Wirtschaft, Familie und Jugend mit Verordnung festzusetzen,
dass fur Verbringungsvorgange im Sinne von Abs. 1 hinsichtlich bestimmter Guter, bestimmter Empfanger oder
Gruppen von Empfangern oder bestimmter anderer EU-Mitgliedstaaten jedenfalls eine zusatzliche Genehmigung nach
diesem Bundesgesetz erforderlich ist. Eine derartige Verordnung ist unverziglich aufzuheben, wenn der Grund fur ihre
Erlassung weggefallen ist.


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/ausswg_2011/paragraf/26
https://www.jusline.at/gesetz/ausswg_2011/paragraf/32

In Kraft seit 30.06.2012 bis 31.12.9999

© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


file:///

	§ 33 AußWG 2011 Anerkennung von Genehmigungen anderer EU-Mitgliedstaaten
	AußWG 2011 - Außenwirtschaftsgesetz 2011


